Zusammenfassung der Podiumsdiskussion zum Thema „Petitionsrecht – Chance auf politische Teilhabe“ anlässlich der Fachveranstaltung zum 20jährigen Bestehen des Einrichtung des parlamentarisch gewählten Bürgerbeauftragten in Mecklenburg-Vorpommern

Teilnehmer:

Prof. Dr. Dr. h.c. Oberreuter, Universität Passau
Katharina Feike, MdL, Mitglied der Fraktion der SPD

Vincent Kokert, MdL, Vorsitzender der Fraktion der CDU

Helmut Holter, MdL, Vorsitzender der Fraktion Die Linke
Jürgen Suhr, MdL, Vorsitzender der Fraktion Bündnis 90/ Grüne

Prof. Dr. Dr. h.c. Oberreuter erklärt, es sei vor allem wichtig, das Petitionsrecht nicht als obrigkeitsstaatliches Hinwenden zum Bürger, sondern es auch als dessen Grundrecht, als das es normiert ist, anzuerkennen. Petition dürfe aber Partizipation nicht ersetzen,  Insgesamt sei die aktive Teilhabe an der Demokratie durch die Bürger bisher ein Minderheitenphänomen, die Zahl der Petitionen steige aber. Gerade deshalb dürften diejenigen, die sich an „den Staat“ wenden, nicht enttäuscht werden. Wichtig sei es, sich in Gesprächen auseinanderzusetzen und sich zu Bemühen, Lösungen zu finden und Einsichten zu stiften. Gerade unter diesen Aspekten sei die  Einrichtung eines Bürgerbeauftragten ein Baustein, um in einer repräsentativen Demokratie das Vertrauen der Bürger in den Staat und seine Institutionen zu stärken. 

Mdl Feike betont, dass die vielen Anfragen an Behörden und Ortsbesichtigungen im Rahmen der Petitionsverfahren den Bürgern Möglichkeiten der Mitwirkung böten. Wichtig sei die hervorgehobene Stellung des Bürgerbeauftragten in der Verfassung des Landes, da es weder Eingriffsrechte noch Sanktionsmöglichkeiten gebe und nur durch Verhandlungen Lösungen oder Kompromisse zu erzielen seien.

MdL Kokert hebt hervor, dass die Vielzahl an Petitionen an den Bürgerbeauftragten und den Landtag zeige, dass nach wie vor den Institutionen der repräsentativen parlamentarischen Demokratie Vertrauen entgegengebracht werde. Wichtig sei in diesem Rahmen der Bürgerbeauftragte als Vermittler, um gegenüber der starken Exekutive fehlenden Einfluss der Bürger wettzumachen und Transparenz zu schaffen.

MdL Holter weist darauf hin, dass der Bürgerbeauftragte mit seiner Tätigkeit vor allem mehr Öffentlichkeit und Transparenz zu politischen und administrativen Entscheidungsgängen schaffe. Wünschenswert wäre eine größere Bereitschaft der Exekutive, insbesondere der Landesministerien, zu einer verbindlichen Zusammenarbeit, um der Politikverdrossenheit vieler Bürger entgegenwirken zu können. Hierzu sei es aber auch wichtig, dass die Abgeordneten durch aktive Arbeit im Wahlkreis Auffassungen der Bürger aufnähmen und in die Politik einbrächten.

Für MdL Suhr steht im Vordergrund die unabhängige und neutrale Stellung des Bürgerbeauftragten als Unterstützer, Lotse und Dolmetscher, der mit dem Mut zum Einmischen und von manchem als unbequem empfundenen Eingriffen den Bürger gegenüber der Verwaltung unterstütze. Auf diesem Wege werde die Partizipation der Bürger gefördert und Transparenz geschaffen, was dazu führe, dass auch dann, wenn dem Anliegen nicht entsprochen worden könne, am Ende Verständnis für die Entscheidung der Verwaltung erwachse.
